






nrirb auf baS (besuch dom

hierdurch die polizeiliche (Genehmigung ertheilt, auf feinem

’Jftafcgabe ber antiegenben, durch die städtische Baubeputation verbieten und festgestellten Bauzeichnung

umffib auf^Him'i unb feuersicher einzubecfen,

hierbei werben bie nachstehenden Bedingungen zur genauesten Befolgung festgesetzt:

1. bie aus dem Fundament genommene Erbe und ber Bauschutt sind zur Abwendung der

Verengung der Straßen und Belästigung des Publikums sofort zu entfernen, ebenso darf

durch bas Aufstellen der Baumaterialien bie Passage nicht gehemmt werben,

2. bas zum Bau erforderliche Holz ist außerhalb ber Stabt abzuladen und zu bearbeiten,

3. von ber Bauzeichnung darf bei Ausführung des Baues nur mit speciell eingeholter Ge

nehmiguug ber Polizeibehörde abgewichen werben,

4. bie Beendigung des Rohbaues muß ber Polizeibehörde bei Vermeidung einer Exekutiv

strafe von angezeigt werben,

5. Behufs Auffangens des Regenwassers muß das Gebäude mit blechernen Rinnen mit

Kessel und Abfallröhren bis zur Erde hinab, versehen werden,

6. bie Fa^abe muß nach beendetem Bau binnen Jahresfrist angemessen abgefärbt werden,

7. Regelung der Vorfluth ist Sache des Bauherrn,

8. vm ddr ganzen Straßenfront d<s Hauses maß dar Mwgersteigv rmt Ekamtplatten nach

der Bestimmung der BaudapulatiM belegt werden.

9. bie anzulegenden Kloaken müssen wasserdicht aufgeführt und dergestalt verdeckt werden,

baß sie die Luft nicht verpesten,



10. die Treppefeuersicher gebaut werden, d. h. von massiven WäMltz ^schlossen und
mindestens rnit gerohrten und geputzten Decken versehen sein. Lim—'Meldet mutz n»v«r¬
btemilich, d. st. ans—Listn ohte Hostbetleidtug, an« Stein, nstt Mr Me Hglz¬
belog, ausgeführt werde«.

IV. det Buu ist ntt« Lütrwg,aMvbniter WeMieisier oMnsührs

Beuchen O. L—, den

Die Polizei—Verwaltung.

Bau — Consens

für..



























Bau Konsens.

z.—Nro. IV.

wird auf sein Gesuch vom

unbeschadet etwaiger Rechte Dritter hierdurch die polizeiliche Erlaubniß ertheilt, auf seinem — il/keml —

unter Nro an de 2

belegenen Grundstücke nach Maßgabe der anliegenden, geprüften und festgestellten Bauzeichnung ^

massiv aufzubauen nnd feuersicher einzudecken.

Hierbei werden die nachstehenden Bedingungen zur genauesten Befolgung festgesetzt:

1. Die aus den Fundamenten genommene Erde und der Bauschutt dürfen nicht auf öffentlichen Straßen, Wegen und
Plätzen abgeladen werden; ebenso dürfen daselbst ohne besondere polizeiliche Erlaubniß Baumaterialien nicht auf¬
gestellt und das zum Bau erforderliche Holz abgeladen und bearbeitet werden. (8 56 der Bau—Polizei—O rdnung
vom 23. Juni 1885.)

2. die Fluchtlinie, welche vor Beginn des Baues auf vorherigen besonderen Antrag diesseits angegeben wird,
muß genau innegehalten werden. (8 52 a. a. O.)

3. die Treppe «>. ............................... feuersicher gebaut werden, d. h. von massiven Wänden
umschlossen und mindestens mit gerohrten und geputzten Decken versehen sein. Eine derselben muß unverbrennlich,
d. h. aus Eisen oder aus Stein ausgeführt werden. (§ 46 a. a. O.);

4. Risalite, Kellerhälse, Treppen, Schilder, Schaufenstervorrichtungen, Erker und Balkons, welche über die Frontlinie
des Hauses hinaus in oder über den Bürgersteig reichen, dürfen nur mit besonderer Genehmigung angelegt,
Thüren, Fenster und Läden, welche nach außen aufschlagen, im Erdgeschoß überhaupt nicht errichtet werden.
(§ 53 a. a. O.) ;

5. Behufs Ausfangens des Regenwassers muß das Gebäude mit metallenen Rinnen mit Kessel und Abfallröhren bis
zur Erde hinab versehen werden. (88 24 und 54 a. a. O.);

6. Regelung der Vorfluth ist Sache des Bauenden;
7. alle aus dem Hause nach dem Straßenrinnstein führenden Gerinne, welche übrigens nur zur Ableitung des Schnec¬

und Regenwassers benutzt werden dürfen, müssen, insoweit sie den Bürgersteig durchschneiden, in Stein oder Eisen
hergestellt und dergestalt überbrückt werden, daß dadurch die Ebene des Bürgersteiges nicht gestört wird. (8 13 a. a. O.);

8. Ausgüsse aus Küchen und sonstigen Räumen sind an der Straßenseite nicht gestattet. (8 14 a. a. O.);
9. die anzulegenden Senkgruben (Cloaken) müssen — mindestens 1 Meter von der Nachbargrenze entfernt — wasser¬

dicht hergestellt, d. h. die von Bruchsteinen aufgeführten Umfassungswände müssen im Innern durch e ne (2 Stein
starke Mauer von Klinkerzicgeln in Cementmörtel, und der Fußboden mit einem ebensolchen Pflaster verblendet
werden; demnächst müssen die Senkgruben dergestalt verdeckt werden, daß der Inhalt die Lust nicht verderben kann

^8 14 a a. O.); '
10. auf der Besitzung muß nach Maßgabe des 8 12 Absatz 1 a. a. O. ein Brunnen angelegt oder für genügende

Wasserzuleitung in sonstiger Weise gesorgt werden;
11. Kellergeschosse dürfen nur daun als Wohnungen benutzt werden, wenn sie den Bestimmungen der Regierungs—

Polizei—Verordnung vom 9. Juni 1881 — Amtsblatt Seite 258 — entsprechen.
Uebrigens dürfen Kellerwohnungen gemäß 8 60 a. a. O. unter keinen Umständen vor Ablauf von neun

Monaten nach Vollendung des Rohbaues bezogen werden:
12. von der Vollendung des Rohbaues muß, bevor der Abputz der Wände und Decken b ginnt, bei Meidung einer

Exekutivstrafe von — Mark der Polizeibehörde Anzeige erstattet werden. '8 8 a. a. O.):
13. die a/ der Straße belegene Vorderseite des Neubaues muß nach beendetem Bau binnen Jahresfrist angemessen ab¬

geputzt und abgefärbt werden; »



14. von der Bauzeichnung darf bei Ausführung des Baues nur mit speciell eingeholter Genehmigung der Polizeibehörde
abgewichen werden. (§ 367 Nro. 15 des Strafgesetzbuches);

15. der zu dem bebauenden Grundstück führende Weg kann als cine städtische Straße erst dann anerkannt und ein
Anspruch auf Ausbauung und Pflasterung desselben erhoben werden, wenn dieser Weg an beiden Seiten vollständig
mit Wohnhäusern bebaut sein wird. Bis zu diesem Zeitpunkt ist der Bauende verpflichtet, emen wegsamen Zu ¬
gang zu seinem — ihrem — Grundstück selbst herzustellen und zu unterhalten und greifen im Uebrigen die auf
Grund des Gesetzes von: 2. Juli 1875 für den hiesigen Bezirk erlassenen oder noch zu erlassenden statutarischen
Bestimmungen Platz;

16. das Wohnhaus ist nach Fertigstellung mit der — einer noch später zu bezeichnenden — Haus—N um m er....................
zu versehen. (Polizei—Verordnung vom 11. März 1872.)

17. Die Wohnungen im Neubau dürfen erst nach Ablauf von neun Monaten nach Vollendung des Rohbaues
bezogen werden; wird eine frühere wohnliche Benutzung der Wohnräume beabsichtigt, so ist die Erlaubniß der
Polizeibehörde dazu nachzusuchen. (§ 60 der Bau—Polizei—Ordnung vom 23. Juni 1885);

18. Vorspringende Balkons und Altane, welche mehr als 1 Meter über dem Erdboden sich erheben, müssen von Stein
oder Metall ausgeführt werden, nur für die Fußböden und Geländer derselben sind andere Materialien zulässig.
(§ 22 a. a. O.)

19. Die zum Schutze des Schornsteinfegers bei Ausübung seines Gewerbes erforderlichen Einrichtungen bczw. Schutz¬
vorrichtungen sind anzubringen. Daß dies geschehen, ist bei Erstattung der Rohbauanzeige durch Beibringen einer
Bescheinigung des hiesigeu Schornsteinfegermeisters uns nachzuweisen.

oer im voriierrenoen Eonsenie auWiteulen Nau—Bedmgungeu kann in Gemäßheit des

8 127 ff. des Gesetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 innerhalb 2 Wochen

Beschwerde bei dem Herrn Regierungs—Präsidenten oder Klage bei dem Bezirks—Ausschuß in Oppeln ge¬

führt werden. Beschwerde oder Klage sind indeß uns einzureichen.

Beutherr Q—S , den

Die Whki—NklMltllna.
1) Vorstehender Consens ist auszufertigen, mit je einem Exemplar der Bauvorlagen zu verbinden

und dem Antragsteller gegen Behändigungsschein zuzustellen.

2) Vorlage dem Steuerbureau (Wasserzins).

3) dr. m. Polizei—Jnspectorat zur Kenntniß— und Notiznahme.

4) Nach

Beuthen D—S , den

Die Polizei—Verwaltung.
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